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Gesetz
zur Ergänzung des Strafgesetzbuches 

— Strafrechtsergänzungsgesetz —.

Vom 11. Dezember 1957

E r s t e r  T e i l  
Ergänzung zum Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches

Bedingte Verurteilung
§ 1

(1) Eine Verurteilung zu einer Gefängnisstrafe bis zu 
2 Jahren kann bedingt ausgesprochen werden, wenn 
der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat, die 
Umstände, unter denen sie begangen wurde, und das 
Verhalten des Täters vor und nach Begehung der Straf­
tat dies rechtfertigen. Die bedingte Verurteilung be­
wirkt, daß die festgesetzte Strafe nur vollstreckt wird, 
wenn der Verurteilte während einer vom Gericht fest­
zusetzenden Zeit von 1—5 Jahren (Bewährungszeit) eine 
neue Straftat begeht, für die eine mehr als drei­
monatige Gefängnisstrafe ausgesprochen wird.

(2) Die bedingte Verurteilung erstreckt sich nicht auf 
Zusatzstrafen.

§ 2
Ist die Bewährungszeit abgelaufen, ohne daß die Be­

dingung für die Vollstreckung der Strafe eingetreten 
ist (§ 1 Absatz 1), so stellt das Gericht durch Beschluß 
fest, daß der Verurteilte als nicht bestraft gilt.

öffentlicher Tadel
§ 3

(1) Der öffentliche Tadel soll den Täter durch die 
öffentliche Mißbilligung seines Verhaltens zur Erkennt­
nis der Verwerflichkeit und Gesetzwidrigkeit seines

Handelns führen und ihn dadurch zur verantwortungs­
bewußten Erfüllung seiner Pflichten anhalten.

(2) Der öffentliche Tadel wird durch die Urteilsver­
kündung ausgesprochen.

§ 4
Auch ohne besondere Androhung der Geldstrafe 

kann neben öffentlichem Tadel zusätzlich auf Geld­
strafe erkannt werden, wenn dies zur Verstärkung der 
erzieherischen Wirkung geboten ist.

§ 5
(1) öffentlicher Tadel kann in Gesetzen und Verord­

nungen für bestimmte Straftaten als Strafe allein oder 
wahlweise neben anderen Strafen angedroht werden.

(2) Wird neben Freiheitsstrafe öffentlicher Tadel 
wahlweise angedroht, so ist die Verurteilung zu dieser 
Strafe nur zulässig, wenn nach dem gesamten bisheri­
gen Verhalten des Täters seine Erziehung zur Achtung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit durch eine solche 
Strafe erreicht werden kann.

§ 6
Auf öffentlichen Tadel kann an Stelle einer Gefäng­

nisstrafe auch bei Verletzung früher erlassener Straf­
gesetze unter den Voraussetzungen des § 5 Absatz 2 
erkannt werden, wenn das verletzte Strafgesetz Ge­
fängnis androht und .nicht eine Mindeststrafe von mehr 
als einem Monat vorgesehen ist.


